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 Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Studierendenwerke im Land 

Nordrhein-Westfalen (Studierendenwerksgesetz – StWG)  

Gesetzentwurf  
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE Grünen  
Drucksache 18/18103  

– Anhörung von Sachverständigen (siehe Anlage) 

Vorsitzender Dr. Hartmut Beucker: Ich begrüße Sie alle ganz herzlich zur 55. Sit-
zung des Wissenschaftsausschusses. Ich begrüße die Mitglieder des Ausschusses, 
die Zuhörerinnen und Zuhörer, die Vertreter der Medien und natürlich ganz besonders 
unsere Gäste, die Sachverständigen.  

Die Anhörung wird per Livestream im Internet übertragen.  

Zunächst möchte ich einige Bemerkungen zum organisatorischen Ablauf der Veran-
staltung machen. Die Damen und Herren Sachverständigen mögen bitte beachten, 
dass Sie davon ausgehen können, dass alle Abgeordnetenkollegen Ihre Stellungnah-
men sehr gründlich durchgearbeitet haben, sodass es nicht nötig ist, vorab eine kurze 
Stellungnahme oder Zusammenfassung abzugeben.  

Außerdem wollen wir folgendes Prozedere beachten. Pro Fragerunde soll je Fraktion 
eine Frage gestellt werden. Eine Fragestellung – das gilt für uns als Abgeordnete – 
sollte zwei Minuten nicht überschreiten. Pro Frage kann eine Sachverständige oder 
ein Sachverständiger angesprochen werden. Die Antwort der oder des Sachverstän-
digen sollte drei Minuten nicht überschreiten. Ich sitze hier aber nicht mit der Stoppuhr, 
und falls es umfangreiche Fragen zu einem Thema sind, ist selbstverständlich klar, 
dass die Zeit überschritten wird. Das ist aber der Rahmen, den wir bitte beachten wol-
len, weil alle gleichbehandelt werden sollen. Diese Zeitbeschränkung ist also kein un-
freundlicher Akt, sondern ein Erfordernis der Freundlichkeit und Gleichbehandlung. 
Die Fragen der Abgeordneten erfolgen in der Reihenfolge der Fraktionsgröße.  

Ein Letztes noch: Ich bin Vorsitzender und Sprecher meiner Fraktion, der AfD, in Per-
sonalunion und werde das deutlich trennen, sodass Sie immer wissen, in welcher Ei-
genschaft ich rede. Wenn ich als Abgeordneter rede, werde ich das vorher sagen.  

Wir beginnen nun mit der Anhörung.  

Raphael Tigges (CDU): Herzlichen Dank, dass Sie hier sind und uns für die heutige 
Anhörung zur Verfügung stehen. Wir haben uns in diversen Kontexten im Vorfeld 
schon ausgetauscht, und ich freue mich, dass wir es heute noch einmal in einer offizi-
ellen Anhörung auf den Punkt bringen können. Danke, dass Sie den Weg nach Düs-
seldorf angetreten sind und uns entsprechend beraten wollen. Da auf eine Frage im-
mer direkt eine Antwort folgen wird, werden wir einen munteren Austausch haben. 

Ich beginne mit einer Frage an Frau Dr. Mallossek zur wirtschaftlichen Lage der Stu-
dierendenwerke. Mit „Finanzierung versus Governance“ will ich sie überschreiben. 
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Welche konkreten Auswirkungen dieser geplanten Governance-Reform auf die wirt-
schaftliche Lage von Studierendenwerken bzw. auf die Standorte erwarten Sie? Er-
warten Sie konkrete Veränderungen der Arbeit an Ihren Standorten?  

Ich weiß, dass wir gleich noch andere Fragen haben werden, deswegen schaue ich 
auch Sie schon einmal an, Herr Böstel, aber das machen wir dann in einer weiteren 
Fragerunde.  

Dr. Kirsten Mallossek (Hochschule Düsseldorf): Ich kann die Frage ganz kurz und 
knapp mit „Nein“ beantworten. Ich glaube nicht, dass die Änderungen der Governance-
Struktur tatsächlich eine wirtschaftliche Verbesserung der Lage der Studierenden-
werke mit sich bringen würden. Denn wenn man nur ein Gremium inhaltlich verändert, 
dann ändert dies nichts daran, dass wir schon seit Jahren eine Unterfinanzierung der 
Studierendenwerke seitens des Landes reklamieren müssen. Ich meine, der Landes-
rechnungshof hat 2022 schon Stellung dazu bezogen. Es ist wichtig, zu sehen, dass 
wir mit der Veränderung der Governance-Struktur eher diejenigen schwächen, die die 
Studierendenwerke mit ihren Beiträgen am meisten fördern und stützen, nämlich die 
Studierenden.  

Dr. Bastian Hartmann (SPD): Liebe Sachverständigen, im Namen der SPD-Fraktion 
ganz herzlichen Dank, dass Sie hier sind, Ihre Stellungnahmen geschrieben haben 
und uns bei unseren Diskussionen beratend zur Seite stehen.  

Meine erste Frage geht direkt an die Studierenden, an Frau Bischoff. Die Idee hinter 
diesem Gesetzentwurf ist, die Studierendenwerke zukunftssicherer aufzustellen. Das 
ist unzweifelhaft ein wichtiges Ziel, weil wir die Arbeit sehr schätzen. Ich würde aber 
gerne von Ihnen eine generelle Einschätzung hören, ob aus Ihrer Sicht der Gesetzent-
wurf tatsächlich dazu geeignet ist, die Studierendenwerke zukunftssicherer aufzustellen.  

Samira Bischoff (Landes-ASten-Treffen NRW): Wir begrüßen natürlich die Inten-
tion, die Studierendenwerke zukunftssicherer aufzustellen. Allerdings möchte ich mich 
in Teilen meiner Vorrednerin anschließen: Dieser Gesetzentwurf trägt dazu nicht zwin-
gend bei, sondern es wird dadurch eher von Themen wie beispielsweise der Unterfi-
nanzierung der Studierendenwerke abgelenkt. Um die Studierendenwerke tatsächlich 
zukunftssicherer aufzustellen, sollte der Fokus eher auf die Unterfinanzierung gelegt 
werden.  

Außerdem werden nach Meinung des Landes-ASten-Treffens durch verschiedene 
Teile des Gesetzentwurfs die Prozesse eher verlangsamt. Beispielsweise durch das 
geplante Auswahlgremium für die Externen werden Prozesse verlangsamt und mehr 
Bürokratie geschaffen, wodurch für uns die Zukunftssicherheit bzw. die Handlungsfä-
higkeit, die eigentlich verbessert werden soll, noch nicht ganz ersichtlich ist.  

Julia Eisentraut (GRÜNE): Vielen Dank auch von meiner Seite, dass Sie alle heute 
hier sind. Vielen Dank auch für die zahlreichen Stellungnahmen.  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 5 - APr 18/1243 

Wissenschaftsausschuss  03.06.2026 
55. Sitzung (öffentlich) exn 
 
 
Wir beraten heute den Gesetzentwurf. Einen Antrag, in dem es beispielsweise um die 
Studierendenwerksvereinbarung für eine zukunftssichere Finanzierung geht und in 
dem auch anerkannt wird, dass wir den ersten Teil der Gutachten so umsetzen wer-
den, haben wir bereits beschlossen. Deshalb fokussieren wir uns heute auf die Frage 
der zukunftsfähigen Governance und gerade nicht auf die Studierendenwerksverein-
barung und den ersten Teil des Gutachtens.  

Bezüglich der Governance geht meine erste Frage an Herrn Becker von der Landes-
personalrätekonferenz. § 5 sieht vor, dass die Verwaltungsratsmitglieder künftig an 
Schulungen teilnehmen müssen, in denen die für ihre Arbeit geforderten Kenntnisse 
vermittelt werden sollen. Wie bewerten Sie diese und weitere Vorgaben, die das Ziel 
haben, dass Entscheidungen stärker im Sinne der Studierendenwerke als Sozialunter-
nehmen getroffen werden?  

Markus Becker (Landespersonalrätekonferenz Studierendenwerke NRW): Wir haben 
in unserer Stellungnahme die Schulungsmaßnahmen explizit angesprochen, weil sie 
in der Vergangenheit aus unserer Sicht nicht ausreichend stattgefunden haben. Bei 
einer Neugestaltung eines Verwaltungsrats ist gerade dann, wenn die sehr engagier-
ten Studierenden in einen Verwaltungsrat kommen, nicht davon auszugehen, dass alle 
Kompetenzen vorhanden sind, um die Aufgaben in einem Verwaltungsrat vollumfäng-
lich zu erfüllen.  

In der Vergangenheit wurden Schulungen durch die Geschäftsführungen durchgeführt 
bzw. Ein- oder Zweitagesseminare angeboten. Das ist aus unserer Sicht nicht ausrei-
chend. Deshalb sind wir der Meinung, dass man grundlegend Schulungen in ange-
messenem Rahmen und von Fachleuten durchführen sollte, und zwar in Wiederho-
lungsintervallen, damit die Arbeit im Verwaltungsrat für alle gleich gut möglich ist und 
wir nicht die Diskrepanz haben, dass es in einigen Gebieten Fachexperten auf der 
einen Seite gibt und auf der anderen Seite Zuhörer, die sich nicht genug einbringen 
können.  

Angela Freimuth (FDP): Seitens der FDP-Fraktion möchte ich mich ebenfalls bei 
Ihnen allen herzlich für die eingereichten schriftlichen Stellungnahmen bedanken – und 
auch dafür, dass Sie heute für ergänzende Informationen und für den Austausch zur 
Verfügung stehen.  

Ich möchte meine erste Frage an das Landes-ASten-Treffen Nordrhein-Westfalen, an 
Frau Bischoff, adressieren. In dem Gesetzentwurf werden vor allem Finanzierungs-, 
Energie-, Baukosten- und Nachfrageprobleme der Studierendenwerke beschrieben. 
Welche dieser Probleme werden durch die geplante Umstrukturierung der Verwal-
tungsräte aus Ihrer Sicht tatsächlich gelöst?  

Samira Bischoff (Landes-ASten-Treffen NRW): Wie schon in meinem vorherigen 
Wortbeitrag angerissen, werden die expliziten Probleme, die dort aufgeführt werden, 
unserer Ansicht nach durch den Gesetzentwurf nicht konkret gelöst.  
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Natürlich wird beispielsweise durch die genannten Schulungen, die wir auch begrüßen, 
versucht, eine höhere Kompetenz des Verwaltungsrates zu erwirken. Das wirkt sich 
mittelbar auch auf Prozesse aus, konkret gelöst werden unserer Meinung nach durch 
diesen Gesetzentwurf aber keine Probleme.  

Dr. Hartmut Beucker (AfD): Ich spreche nun als Abgeordneter für meine Fraktion. 
Meine Frage richtet sich an Herrn Böstel. Es geht mir um das Thema „Quote“. Sie 
haben in Ihrer Stellungnahme auf gewisse Schwierigkeiten bei der Frauenquote hin-
gewiesen. Würden Sie das bitte noch einmal näher ausführen?  

Sebastian Böstel (Arbeitsgemeinschaft Studierendenwerke NRW): Aus unserer 
Sicht besteht die Schwierigkeit darin, dass wir als Studierendenwerk an den Entschei-
dungen und an guten Auswahlverfahren in den beteiligten Gremien und Institutionen 
hängen. Sollte die vorgegebene Quote nicht erreicht werden, haben wir immer einen 
nicht ordnungsgemäß zustande gekommenen Verwaltungsrat, dessen Entscheidun-
gen dann im Einzelfall durch das Ministerium genehmigt werden müssen. Das ist an 
der einen oder anderen Stelle schwierig, gerade wenn kurzfristig Entscheidungen ge-
troffen werden müssen.  

Manchmal gibt es auch Tagesordnungen, ähnlich wie bei Ihnen, auf der eine ganze 
Menge Entscheidungen stehen. Dann ist letztendlich die Aufgabe des Geschäftsfüh-
rers, jede dieser Entscheidungen zu rügen und das Ministerium entsprechend ent-
scheiden zu lassen.  

Ich denke, man muss sich einfach den Gegebenheiten vor Ort anpassen. Ich bin ganz 
bei der Intention des Gesetzes, aber dass es Verwaltungsräte gibt – so wie früher –, 
in denen Teilnehmerinnen die massive Minderheit darstellen, ist wirklich überholt. Das 
darf nicht der Fall sein, aber da muss, denke ich, eine gewisse Flexibilität möglich sein.  

Raphael Tigges (CDU): Man muss darauf achten, dass die Fragen austariert sind. 
Bei einem solchen Fragewust und wenn es thematisch so sehr durcheinandergeht, ist 
das manchmal ein bisschen schwierig. Ich bitte um Verständnis, aber das ist sicherlich 
dem Format geschuldet.  

Meine nächste Frage stelle ich Herrn Böstel. Es ist, würde ich sagen, eine übergrei-
fende Frage. Welche Erwartungen verbinden Sie aus der Arbeitsgemeinschaft heraus 
mit der Gesetzesänderung, die wir hier anpeilen? Welche Erwartungshaltung haben 
Sie daran? Welche Hoffnungen verbinden Sie damit? Was können die Änderungen 
aus Ihrer Sicht für die Studierendenwerke verbessern bzw. verändern?  

Sebastian Böstel (Arbeitsgemeinschaft Studierendenwerke NRW): Ich habe ge-
lernt: Hoffnung und Gesetzgebung sollte man sauber voneinander trennen. Entschei-
dend ist, dass Studierendenwerke gerade in Zeiten knapper werdender öffentlicher 
Mittel, aber auch knapper werdender Mittel der Studierenden, in der Lage sind, in dem 
Rahmen, in dem sie tätig sind, wirtschaftlich tätig zu sein. Im Gesetz taucht an der 
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einen oder anderen Stelle auf, dass Betriebe wirtschaftlich zu führen sind, dass ange-
messene Rücklagen zu bilden sind.  

Ich meine, dass dieses Gesetz ein erster Schritt dahin ist, das Thema „Governance“ 
und die operative Verantwortung sauber voneinander zu trennen. Aber aus meiner 
Erfahrung heraus ist es wirklich ein erster Schritt. Wir können durchaus das eine oder 
andere bedenken, allerdings immer mit angemessener Vorsicht. Letztendlich ist es das 
Aufsichtsgremium der Studierendenwerke, über das hier hauptsächlich diskutiert wird. 
Wir sind sehr daran interessiert, dass es eine handlungsfähige und zukunftsweisende 
Struktur der Aufsicht und der Governance gibt.  

Dr. Bastian Hartmann (SPD): Meine zweite Frage geht an Frau Dr. Eibach-Danzeglo-
cke von den Verwaltungsratsvorsitzenden. Sie haben in Ihrer Stellungnahme geschrie-
ben – ich zitiere –, dass durch den Gesetzentwurf die sachgerechte „Begleitung und 
Beaufsichtigung der Arbeit der Geschäftsführungen durch die Verwaltungsräte erheb-
lich verschlechtert wird“. Würden Sie das bitte noch etwas genauer ausführen und 
auch darauf eingehen, inwieweit der Gesetzentwurf zu einer, wie Sie schreiben, „Aus-
höhlung der Mitbestimmungsinhalte“ führt?  

Dr. Swantje Eibach-Danzeglocke (Verwaltungsrat des Studierendenwerks Aachen): 
Das ist aus Sicht der Verwaltungsratsvorsitze tatsächlich der Kernpunkt der heutigen 
Gespräche. Denn Governance-Strukturen und Mitbestimmungsrechte müssen, was 
die Verwaltungsräte betrifft, immer auch das Thema „Überwachung und Aufsicht“ mit 
sich führen. Über die stark betonte Trennung von „strategisch“ und „operativ“ können 
wir viel sprechen, aber die Verwaltungsräte bleiben das Überwachungsorgan.  

Die Aufsichtspflicht, die auch im Corporate Governance Kodex des Landes NRW für 
Überwachungsorgane festgehalten wird, wird entscheidend geschwächt, zum Beispiel 
durch den Wegfall der alten Nummern 5 und 7 des § 6 Abs. 1. Da geht es unter ande-
rem um den Erlass von Richtlinien für die Geschäftsführung. Daran möchten wir un-
bedingt festhalten. Ein weiterer Aspekt ist, dass Zustimmungspflichten zu besonderen 
Beteiligungen an Unternehmen oder Auslagerungen an Dritte wegfallen sollen. Das ist 
mehr als eine strategische Überlegung. Es geht auch um erhebliche Veränderungen 
der Geschäftstätigkeit.  

Insgesamt ist aus unserer Sicht das Thema „Aufsicht“ sehr in den Hintergrund getre-
ten. Wir fragen uns, wie mit diesen Möglichkeiten, die die Verwaltungsräte dann noch 
haben – also auch nach der Kappung der Liste der zustimmungspflichtigen Themen –, 
die Aufsicht wirklich wahrgenommen und kompetent ausgeführt werden kann. Auch 
aus haftungsrechtlichen Gründen sind wir da extrem skeptisch.  

Ein letzter Punkt: Es ist uns sehr wichtig, auch die alte Nummer 12 des § 6 Abs. 1 zu 
erhalten. Wir möchten vermeiden, dass es eine Generalklausel wird, mit der die Arbeit 
der Geschäftsführungen gebremst werden kann. Das ist überhaupt nicht unser Ansin-
nen. Uns ist wichtig, dass der Verwaltungsrat bei Vorgängen mit besonderer Bedeu-
tung hinzugezogen werden kann. Mit dieser Klausel ließe sich noch über andere Dinge 
hinwegsehen, die vielleicht auch wegfallen können.  
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Julia Eisentraut (GRÜNE): Meine nächste Frage richtet sich ebenfalls an die Vorsit-
zenden der Verwaltungsräte. Der Gesetzentwurf sieht vor, dass die Beteiligung des 
Ministeriums an Investitionen und Krediten gestrichen wird und eben nicht die Beteili-
gung der Verwaltungsräte. Denn laut § 6 beschließt der Verwaltungsrat über den Wirt-
schaftsplan, und laut § 9 muss die Geschäftsführung den Wirtschaftsplan vollziehen, 
Abweichungen dem Verwaltungsrat melden und Beschlüsse des Verwaltungsrats aus-
führen. Auch Investitions- und Kreditpläne mit mehrjähriger Vorausplanung sind Teil 
eines Wirtschaftsplans. Auch im laufenden Geschäftsjahr unterliegen also Budgetstrei-
chungen der Zustimmung des Verwaltungsrats. Wieso können dann Ihrer Interpreta-
tion nach die Verwaltungsräte dahin gehend unliebsamen Investitionen und Kreditplä-
nen nicht mehr die Zustimmung verweigern?  

Dr. Swantje Eibach-Danzeglocke (Verwaltungsrat des Studierendenwerks Aachen): 
Aus meiner Erfahrung, die schon etwas länger ist, ist es eine Schwierigkeit, an die 
Informationen zu kommen. So, wie das Gesetz jetzt aufgesetzt ist, wird die unterjährige 
Begleitung extrem erschwert.  

Nur über den Wirtschaftsplan zu steuern, halten wir für ein großes Risiko. Zum Beispiel 
sind Berichtspflichten in der Weise, wie Sie sie interpretiert haben, für uns im Gesetz 
nicht zu sehen. Sie wären unseres Erachtens in den Richtlinien für die Geschäftsfüh-
rungen niederzulegen, die nicht vorgesehen sind. Wir sehen ein großes Risiko, dass 
das so nicht möglich ist.  

Angela Freimuth (FDP): Ich habe eine Frage an die Arbeitsgemeinschaft der Studie-
rendenwerke Nordrhein-Westfalen. Das Ministerium erhält im Auswahlverfahren für 
externe Verwaltungsratsmitglieder erheblichen Einfluss und kann unter Umständen 
sogar die Ablehnung der Studierendenparlamente ersetzen. Ist das aus Ihrer Sicht 
noch eine demokratische Rückbindung oder bereits eine Schwächung der Selbstver-
waltung der Studierendenwerke? Falls Sie eine dritte Bewertung vornehmen wollen, 
dann ist hiermit auch diese selbstverständlich abgefragt.  

Sebastian Böstel (Arbeitsgemeinschaft Studierendenwerke NRW): Da nehme ich 
gerne Ihr Angebot an, eine dritte Bewertung abzugeben. Aus meiner Sicht ist es hier 
eher ein Thema der praktischen Lösung. Es gibt Studierendenwerke mit neun Studie-
rendenparlamenten. Ich gebe hier nur die sehr enge und geprägte Aachener Sichtweise 
wieder, aber Studierendenwerke sind manchmal, was Tagungen, Tagesordnungen usw. 
betrifft, nicht hyperzuverlässig. Es kann auch mal dauern, bis etwas verabschiedet wird.  

Wenn Studierendenparlamente sich auf teilnehmende Personen in dem Auswahlgre-
mium einigen, ist aus Sicht der Geschäftsführungen letztendlich schon eine demokra-
tische Legitimation gegeben. Insofern würde man einfach nur eine Dopplung vermei-
den, wenn man auf diesen zweiten Schritt der Studierendenparlamente verzichten würde. 

Dr. Hartmut Beucker (AfD): Ich möchte meine zweite Frage Frau Probst stellen. Wir 
haben schon angerissen, dass es als problematisch angesehen wird, den Geschäfts-
führungen Stimmrecht zu geben. Wäre Ihrer Meinung nach eine beratende Beteiligung 
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ohne Stimmrecht bzw. eine Benehmensherstellung ein probates Mittel für die Beteili-
gung der Geschäftsführungen?  

Simone Probst (Sprecherin der Kanzlerinnen und Kanzler der Universitäten des 
Landes Nordrhein-Westfalen): Da erwischen Sie mich auf meinem Compliance-
Bein. Ich glaube, dass es klug ist, Aufsichtsgremium und Geschäftsführung wirklich 
voneinander zu trennen. Wir kennen das aus vielen Bereichen, ob bei den Hochschul-
räten oder anderen. Auch zur Stärkung der Geschäftsführung und zur Stärkung der 
Verwaltungsräte braucht es eine saubere Aufgabentrennung.  

Natürlich steht man im Austausch miteinander, und die Verwaltungsräte arbeiten gut 
mit ihren Geschäftsführungen zusammen, gerade wenn es darum geht, externe Mit-
glieder zu finden. Aber wenn Sie die Kanzlerinnen und Kanzler fragen, sagen diese 
Ihnen – wir sind da eben Verwaltungs-Nerds –, dass eine saubere Trennung formal 
vermutlich am besten ist.  

Raphael Tigges (CDU): Meine nächste Frage stelle ich Herrn Becker. Sie haben in 
Ihrer Stellungnahme darauf verwiesen, dass es für die Zusammenarbeit unter den Stu-
dierendenwerken noch konkreterer Rahmenbedingungen bedürfe. Kann man nicht 
auch unterhalb gesetzlicher Rahmenbedingungen zu einer konstruktiven Zusammen-
arbeit kommen, ohne dass wir dies konkreter regeln? Wie bewerten Sie die jetzige 
Zusammenarbeit unter den Studierendenwerken? Denn ich vermute, es findet jetzt 
schon Zusammenarbeit statt. Sie fordern aber noch konkrete Änderungen dazu ein. 
Das kriege ich noch nicht so ganz auseinander, weil ich eigentlich meine, dass es auch 
darüber hinaus möglich ist, zur konstruktiven Zusammenarbeit zu kommen. Können 
Sie das noch ein bisschen auseinanderziehen?  

Markus Becker (Landespersonalrätekonferenz Studierendenwerke NRW): Das 
kann ich gerne tun. Die Frage betrifft im Endeffekt das HIS-HE-Gutachten. Natürlich 
findet ein Zusammenwirken der Studierendenwerke schon länger statt. Auch eine Ar-
beitsgemeinschaft der Geschäftsführer gibt es schon seit Längerem, und auch die Per-
sonalräte sind vernetzt und tauschen sich aus. Es werden auch gemeinsam Ideen ent-
wickelt, die umgesetzt werden können.  

Wir haben das Wort „Zusammenwirken“ aus dem HIS-HE-Gutachten und in der Aus-
sage von Frau Ministerin Brandes, dass zwölf Studierendenwerke im Land das Gleiche 
machen – sie hat damit die Frage aufgeworfen, weshalb sie nicht enger zusammenar-
beiten –, so verstanden, dass es darum geht, Aufgaben gemeinsam wahrzunehmen. 
Unser Hinweis ging dahin, dass dann auch irgendwann im Sinne der Mitbestimmung 
das Landespersonalvertretungsgesetz greifen würde. Wir sehen da eine Diskrepanz 
hinsichtlich der Möglichkeit, zusammenzuwirken. Die Arbeitsgemeinschaft der Ge-
schäftsführer ist aus unserer Sicht nicht gesetzlich so verankert, dass sie gemeinsam 
verbindlich entscheiden könnte.  

Wir als Landespersonalrätekonferenz sind außerdem kein Gesamtpersonalrat, son-
dern nur ein Austauschgremium, sodass wir immer wieder dazu kämen, dass sinnvolle 
Einzelmaßnahmen in den einzelnen Häuser kommen müssten. Dann ist nicht garantiert, 
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dass man zu einer gemeinsamen Beschlusslage kommt, was vielleicht auch durch un-
terschiedliche örtliche Vorgaben bedingt ist. Deshalb war es unser Ansinnen, dass 
man, wenn man das Zusammenwirken stärken möchte – das ist aus unserer Sicht 
mehr als sinnvoll und notwendig –, parallel dazu die Grundlagen schaffen sollte, damit 
wir eine Verbindlichkeit herstellen können, die rechtssicher ist.  

Dr. Bastian Hartmann (SPD): Meine nächste Frage stelle ich Herrn Hansen von 
ver.di. Ich würde gerne aus der gewerkschaftlichen Sicht hören, wie Sie die Frage der 
Begleitung und Beaufsichtigung der Geschäftsführungen unter den Bedingungen der 
Regularien des neuen Gesetzes sehen. Welchen Einfluss kann das Ihrer Meinung 
nach auf Mitbestimmungsinhalte haben?  

Dirk Hansen (ver.di): Wir sehen in dem vorliegenden Gesetzentwurf eine Schwä-
chung der Mitbestimmungs-, Begleit- und Aufsichtsrechte der Verwaltungsräte. Wir 
gehen davon aus, dass das mittelfristig auch organisatorische Veränderungen in den 
Studierendenwerke selbst nach sich ziehen wird.  

Dem liegt zugrunde, dass die Gutachten einen finanziellen Druck auf die Studieren-
denwerke feststellen. Wir befürchten, dass dieser Druck dahin gehend umgesetzt wird, 
dass es zu entsprechenden Ausgliederungen von personalintensiven Maßnahmen 
kommt, insbesondere die Mensen betreffend. Bisher unterliegt so etwas der Mitbe-
stimmung des Verwaltungsrats. Dieser kann also auch qualifikatorische Bedingungen 
für solche Maßnahmen festlegen. Künftig wäre das nicht mehr der Fall. Hier sehen wir 
eine reale Gefahr, dass Arbeitsplätze verlagert werden und damit auch die betroffenen 
Beschäftigten in den Studierendenwerken – mehrheitlich Frauen, mehrheitlich Teilzeit-
beschäftigte – schlechtere Arbeitsbedingungen vorfinden.  

Julia Eisentraut (GRÜNE): Ich habe eine Nachfrage an die Vorsitzenden der Verwal-
tungsräte. Der aktuelle § 9, an dem wir auch nichts ändern, enthält folgenden Satz:  

„Die Geschäftsführung hat den Verwaltungsrat unverzüglich zu unterrich-
ten, wenn wesentliche Abweichungen vom Wirtschaftsplan oder der Stel-
lenübersicht zu erwarten sind.“  

Ich entnehme Ihrer Antwort, dass es Geschäftsführungen gibt, die sich aktuell nicht an 
dieses Gesetz halten. Denn Sie sagten, dass die Meldepflichten nicht eingehalten wer-
den und dass es so schwierig sei, an Informationen zu kommen. Welche Änderungen 
wünschen Sie sich an § 9, damit die Geschäftsführungen ihrer Meldepflicht nachkom-
men? Wie gehen Sie aktuell diesbezüglich vor? Wählen Sie dann die Geschäftsfüh-
rungen ab? Gehen Sie zum Ministerium? Was ist Ihr Umgang damit, dass sich die 
Geschäftsführungen aus Ihrer Sicht nicht ans Gesetz halten?  

Dr. Swantje Eibach-Danzeglocke (Verwaltungsrat des Studierendenwerks Aachen): 
Ich kann dazu nur eine Antwort auf Aachen bezogen geben: Ja, das haben wir in 
Aachen vor sechs Jahren getan. Wir haben einen Geschäftsführer fristlos entlassen. 
In Aachen haben wir seitdem kein Problem mehr an der Stelle.  
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Wenn es da so klar ist, wäre meiner Meinung nach der Kompromiss: Lassen Sie es 
doch als § 6 Abs. 1 Nr. 12 im veränderten Vorschlag. Dann ist die Welt in Ordnung. 
Die Liste der Aufsichtspflichten der Verwaltungsräte befindet sich auch an dieser 
Stelle, denn im zweiten Satz geht es um die Überwachung. Sie sind dann vollumfäng-
lich enthalten und lassen sich auch so gestalten.  

Angela Freimuth (FDP): Ich habe eine Frage an die Arbeitsgemeinschaft der Studie-
rendenwerke. Sie schlagen vor, Studierendenwerksvereinbarungen zur Planungssi-
cherheit und zur verlässlichen Finanzierung vorzusehen. Sollten diese Vereinbarun-
gen verbindlich im Studierendenwerksgesetz verankert werden? Welche Vorstellun-
gen haben Sie dazu?  

Sebastian Böstel (Arbeitsgemeinschaft Studierendenwerke NRW): Um diesen Ver-
einbarungen auch eine gewisse gegenseitige Verbindlichkeit zu geben, wäre mit Sicher-
heit eine Grundlage im Studierendenwerksgesetz hilfreich, weil ich ansonsten durch-
aus die Gefahr sähe, dass solche Vereinbarungen eher nach Kassenlage oder ande-
ren Aspekten getroffen werden könnten.  

Dr. Hartmut Beucker (AfD): Frau Dr. Eibach-Danzeglocke, in Ihrer Stellungnahme 
kritisieren Sie die Neuregelung der Begrenzung der Wahl der Vorsitzenden aus dem 
Kreis der externen Mitglieder des Verwaltungsrats. Ich frage jetzt mal ein bisschen 
anders; wenn Ihnen das nicht passt, kann ich die Fragestellung auch noch mal verän-
dern. Können Sie sich einen Grund vorstellen, warum das so gemacht werden soll, 
und wie würden Sie dies bewerten?  

Dr. Swantje Eibach-Danzeglocke (Verwaltungsrat des Studierendenwerks Aachen): 
Grundsätzlich lehnen wir als Verwaltungsratsvorsitzende diese geplante Regelung ab, 
weil wir es für notwendig halten, dass die vorsitzende Person das Vertrauen des ge-
samten Gremiums genießt und persönlich und fachlich geeignet ist. Das ist aus unse-
rer Sicht nicht an eine bestimmte Statusgruppe gebunden. Wir haben in der Vergan-
genheit sehr erfolgreiche studentische Vorsitze erlebt und erleben sie auch jetzt. Es 
ist also eine Frage der regionalen Zusammensetzung des Verwaltungsrats und der zur 
Verfügung stehenden Personen.  

Sie fragten, warum einzelne Situationen an bestimmten Orten in der Vergangenheit zu 
solchen Ideen geführt haben. Aber da geht es um Beispiele. Genau solche Beispiele 
lassen sich für andere Statusgruppen finden, aus denen gute oder schlechte Vorsit-
zende stammten. So ist es in jeder Berufsgruppe.  

Die Frage ist das jugendliche Alter studentischer Vorsitzender. Das haben wir auch 
offen miteinander besprochen. Da braucht es eine Vorerfahrung. Deswegen wäre ein 
Vorschlag, der aus der studentischen Gruppe selbst stammt, dass zum Beispiel je-
mand, der zwei Jahre lang den stellvertretenden Vorsitz übernommen hat, nach diesen 
zwei Jahren durchaus für den Vorsitz wählbar wäre. Aus Sicht der Verwaltungsrats-
vorsitzenden wäre als Mindestmaß ein Kompromiss, dass, sollte diese Regelung fa-
vorisiert werden, die Stellvertretung auf jeden Fall aus der Gruppe der Studierenden 
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gewählt werden sollte, denn die Studierenden sind – ich erinnere an die ersten State-
ments – die Hauptgeldgebenden und die zentralen Stakeholder der Angebote des Stu-
dierendenwerks. Deswegen sind sie von ganz wichtiger Bedeutung.  

Ich kann nur sagen: Ich habe bisher drei studentische stellvertretende Vorsitzende ge-
habt, und jeder dieser Personen hätte ich auch den Vorsitz zugetraut.  

Raphael Tigges (CDU): Daran anschließend interessiert mich die Sichtweise der Vi-
zepräsidentin für Wirtschafts- und Personalverwaltung der Hochschule Düsseldorf, 
Frau Dr. Mallossek. Mit dem Gesetzentwurf beabsichtigen wir die stärkere Trennung 
von operativer und strategischer Begleitung bzw. Beratung. Welche Hoffnung verbin-
den Sie damit? Welche Kompetenzen sind gefordert, die in der Leitungsstruktur der 
Aufsichtsgremien verankert sein müssten, damit es im Zusammenspiel effektiv funkti-
onieren kann? Das schließt sich ja direkt an. Welche Kompetenzerwartungen haben 
Sie also an der Stelle?  

Dr. Kirsten Mallossek (Hochschule Düsseldorf): Ich möchte mich insoweit meiner 
Vorrednerin anschließen. Auch in der Gruppe der Studierenden habe ich in meinen 
fünf Jahren im Verwaltungsrat Personen kennengelernt, die sich ein erhebliches Fach-
wissen schon in jungen Jahren angeeignet haben.  

Ich würde immer wieder darauf abzielen, dass wir in den Verwaltungsräten die Perso-
nen, die dort tätig sind, kennen. Es ist besser, wenn wir in Kenntnis der einzelnen 
Personen einen Vorsitz und einen stellvertretenden Vorsitz wählen, und nicht nur über 
eine Zuordnung zu einer Statusgruppe. Denn das allein ist keine Gewähr dafür, dass 
jemand wirklich qualifiziert ist.  

Bei Externen spielt gegebenenfalls auch eine Rolle, dass wir Personen finden, die zum 
Beispiel schon aus dem Berufsleben ausgeschieden sind, weshalb vielleicht auch über 
das Alter die Nähe zur Zielgruppe verloren gegangen ist. Es soll aber natürlich nicht 
nur auf das Alter ankommen. Das muss man auch sagen. Zum Zweiten stellt sich, 
wenn die Personen noch im Berufsleben stehen, die Frage, wie viel Zeit ungeachtet 
der Motivation tatsächlich zur Verfügung steht, um wirklich die Aufgaben, die in dem 
Verwaltungsratsvorsitz und dem stellvertretenden Vorsitz liegen, für eine Gruppe zu 
erledigen, die nicht im direkten Zielkorridor liegt.  

Dr. Bastian Hartmann (SPD): Frau Dr. Eibach-Danzeglocke, das Kernanliegen hinter 
diesem Gesetzesvorhaben – dabei sind wir jetzt gerade – ist es, zu verhindern, dass 
Studierende den Vorsitz in Verwaltungsräten von Studierendenwerken übernehmen. 
Ich selbst empfinde das durchaus als großes Misstrauensvotum, es wird aber auch ein 
bisschen mit der schwierigen finanziellen Lage der Studierendenwerke begründet. Sie 
haben einen Überblick über die Studierendenwerke in Nordrhein-Westfalen. Ist Ihnen 
bekannt, dass es den Studierendenwerken, deren Verwaltungsräten ein Studierender 
vorsitzt, irgendwie schlechter geht als den Studierendenwerken, bei denen der Vorsitz 
nicht von einem Studierenden gestellt wird?  
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Dr. Swantje Eibach-Danzeglocke (Verwaltungsrat des Studierendenwerks Aachen): 
Ich finde diese Frage sehr interessant; auf die sind wir im Vorfeld aber nicht gekom-
men. Wir haben es nicht verglichen, aber ich kann es mir nicht vorstellen. Zum Beispiel 
das Studierendenwerk Münster steht gut da. Es gibt für uns keine Anhaltspunkte, dass 
es einen ursächlichen Zusammenhang gibt.  

Julia Eisentraut (GRÜNE): Meine nächste Frage richtet sich an das Landes-ASten-
Treffen. Aktuell wählen Studierende vier von elf Mitgliedern. In Zukunft sollen sie nach 
unserem Gesetzentwurf sieben von dreizehn Mitgliedern wählen. Warum spricht sich 
das Landes-ASten-Treffen gegen einen stärkeren Einfluss der Studierenden auf die 
Besetzung des Verwaltungsrates aus?  

Samira Bischoff (Landes-ASten-Treffen NRW): Wir sprechen uns natürlich nicht ge-
gen einen stärkeren Einfluss von Studierenden auf die Zusammensetzung des Ver-
waltungsrates aus, sondern kritisieren primär, dass der im Gesetzentwurf formulierte 
Vorschlag aus Perspektive der Studierenden, die ja auch in den Studierendenparla-
menten sitzen, nicht praktikabel ist.  

Unserer Auffassung nach ist dieser Gesetzentwurf nicht zu Ende gedacht, da teilweise 
je nach Studierendenwerk neun Studierendenparlamente über all die Prozesse ent-
scheiden sollen. Uns stellt sich die Frage, wie man sich überhaupt auf Personen eini-
gen soll, die letztendlich in diesem Auswahlgremium säßen – wenn es denn so käme – 
und später auch über die Liste entscheiden sollten.  

Letztendlich stellt sich uns auch die Frage des Vetorechts des Ministeriums gegen die 
Beschlüsse der Studierendenparlamente. Wenn sich dieses Auswahlgremium nicht 
auf eine Liste einigen kann, dann soll es so sein, dass zwei Externe durch die Studie-
rendenparlamente vorgeschlagen werden und eine externe Person durch das Minis-
terium. Wenn einzelne Studierendenparlamente dem nicht zustimmen, dann können 
sie dafür eine Begründung anführen, das Ministerium hat aber nach wie vor das Recht, 
sich dem einfach zu widersetzen, diese Begründung zur Kenntnis zu nehmen und 
trotzdem weiterhin zu vertreten, dass diese Externen in den Verwaltungsrat kommen. 
Wir erkennen an dieser Stelle nicht, dass die Studierenden gestärkt werden, sondern 
das Ministerium – nicht die Studierenden – erhält einen größeren Handlungsspielraum 
und eine größere Einflussnahme auf die Zusammensetzung.  

Angela Freimuth (FDP): Ich will das Stichwort „Amtszeitbegrenzung“ aufgreifen. Ist 
es aus Sicht der Verwaltungsräte sinnvoll, eine Amtszeitbegrenzung vorzusehen? 
Diese Frage stellt sich mir in besonderer Weise vor dem Hintergrund, dass mir sehr 
viele aus der Praxis beschrieben haben, dass sie eigentlich froh sind, wenn jemand es 
mit Leidenschaft und gut macht. Was ist Ihre Einschätzung dazu?  

Sebastian Schick (Verwaltungsrat des Studierendenwerks Aachen): Wir begrüßen 
grundsätzlich die Stoßrichtung, dass man im Blick hat, dass sich in den Verwaltungs-
räten nicht Kontinuitäten etablieren, die an Personen hängen. Deswegen verstehen 
wir den Gedanken, die Amtszeit zu begrenzen. Wir stellen uns vor, dass das durchaus 
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einen positiven Einfluss auf Verwaltungsräte haben kann, weil das Auswahlgremium 
dann verpflichtet ist, neue Köpfe zu suchen und gegebenenfalls neue Perspektiven in 
das Studierendenwerk einzubringen.  

Wir sehen die Formulierung aber als ein bisschen zu hart an. Wir schlagen eine wei-
chere Formulierung vor. Es kann sein, dass das Ende einer Amtszeit insbesondere 
von externen Mitgliedern – auch anderer Mitglieder, aber besonders externer, wenn 
sie in Zukunft nach dem Gesetz den Vorsitz übernehmen sollen – in eine relativ kritische 
Phase im Studierendenwerk fällt. Ein Beispiel dafür wäre der Besetzungsprozess einer 
neuen Geschäftsführung, wenn da gerade eine Stelle ausgeschrieben ist und dieser 
Prozess durch den Verwaltungsrat begleitet werden muss. Möglichkeiten zu schaffen, 
in Einzelfällen um eine Amtszeit – oder wie auch immer das dann konkret formuliert 
ist – abzuweichen, stellen wir uns als sinnvoll vor, damit man auf die konkreten Gege-
benheiten im Einzelfall Rücksicht nehmen kann. Im Auswahlgremium sind dann ja die 
verschiedenen Stakeholder vertreten. Das heißt, sie können das im Blick haben und 
werden eine weichere Formulierung sicherlich nicht missbräuchlich einsetzen.  

Vorsitzender Dr. Hartmut Beucker: Ich schiebe meine nächste Frage für die AfD-
Fraktion, und auch Herr Tigges signalisiert mir, für diese Runde keine Frage zu haben. 

Dr. Bastian Hartmann (SPD): Meine nächste Frage stelle ich Dirk Hansen von ver.di. 
Wir waren gerade schon kurz bei der Thematik der Ausgründungen und inwiefern diese 
noch kontrolliert bzw. mitgestaltet werden können. Damit verbunden war die Sorge, 
dass das Personal dann schlechtere Arbeitsbedingungen erleben muss. Gleichwohl 
plant die Landesregierung derzeit auch ein Tariftreuegesetz. Besteht diese Sorge dann 
trotzdem, oder kann darüber die Tarifbindung auch in den ausgegründeten Gesell-
schaften sichergestellt werden?  

Dirk Hansen (ver.di): Das Tariftreuegesetz, das die Landesregierung plant – gesetzt 
den Fall, es kommt so wie geplant – hat Vergabeentscheidungen zum Bezugspunkt. 
Die Studierendenwerke sind aber Anstalten des öffentlichen Rechts. Wenn es hier 
Ausgründungen gibt – beispielsweise GmbHs –, würde in diesem Verhältnis das 
Vergaberecht nicht greifen, weil es im Vergaberecht eine Ausnahme für öffentlich-öf-
fentliche Zusammenarbeiten gibt. Daher kann über ein noch zu verabschiedendes Ta-
riftreuegesetz die Tarifbindung bei Ausgliederungen der Studierendenwerke nicht her-
gestellt werden.  

Gerade deswegen ist es so wichtig, dass das Mitbestimmungsrecht der Verwaltungs-
räte erhalten bleibt und gerne auch alternativ oder besser ergänzend eine Regelung 
ins Gesetz aufgenommen wird, dass die Tarifbindung, wie wir sie nach § 13 für die 
Studierendenwerke kennen, auch bei allen Formen von Beteiligungen und Ausgrün-
dungen verankert wird.  

Julia Eisentraut (GRÜNE): Meine nächste Frage richtet sich wieder an das Landes-
ASten-Treffen. Mit dem Änderungsantrag zum Hochschulgesetz, das wir später diskutie-
ren werden, erlauben wir in Zukunft digitale Gremiensitzungen für Studierendenparlamente 
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und ASten. Auch die Besetzung von Externen kommt nicht so spät. Vor diesem Hin-
tergrund: Welchen Vorschlag machen Sie, damit die Studierendenparlamente zeitnah 
die drei externen Mitglieder wählen können? Oder sagen Sie, dass die Studierenden 
in Zukunft vier von 13 Mitgliedern wählen sollten? Welche Optionen sehen Sie da?  

Christian Osinga (Landes-ASten-Treffen NRW): Ich bin auch Vorsitzender eines 
Studierendenparlaments. Wir haben das Ziel, solche Sitzungen rechtssicher stattfin-
den zu lassen. Eine Onlinesitzung rechtssicher stattfinden zu lassen, ist heutzutage 
gar nicht so trivial. Der technische Aufwand ist erstaunlich hoch.  

Das erhöht nicht immer unsere Handlungsfähigkeit. Von Hybrid-Sitzungen wage ich 
nicht zu reden. Sie kennen es alle: Das ist schon nicht hilfreich, wenn man nur mitei-
nander reden will – geschweige denn, wenn man rechtssichere Entscheidungen her-
beiführen will. Insofern glaube ich, dass es im Regelfall nicht daran scheitert, dass 
Studierendenparlamente momentan in aller Regel in Präsenz tagen ist. Ich glaube, 
dass es als Option durchaus hilfreich ist, die Parlamente müssen dann aber selbst 
schauen, ob es für sie in Zukunft ein gangbarer Weg ist, häufiger virtuell zu tagen.  

Das löst aber nicht die skizzierten Probleme.  

(Julia Eisentraut [GRÜNE]: Was schlagen Sie dann als Lösung vor? 
Vier von elf wählen, vier von 13 wählen oder einen anderen Wahlme-
chanismus? Was ist die Alternative?) 

Momentan wählen die Studierenden aus meiner Sicht vier von acht Personen, und sie 
wählen dann als Achtergremium eine neunte Person. Ich meine, dass wir in Zukunft 
weiterhin vier von acht Leuten in die Verwaltungsräte wählen sollten, nämlich die stu-
dentischen Mitglieder, und der Verwaltungsrat sollte die drei neuen Mitglieder wählen. 
Ich glaube, das ist ein praktikables Verfahren. Das hat sich ausgesprochen bewährt 
und funktioniert handwerklich.  

Das heißt, wenn der Gesetzgeber sagt, dass wir mehr externen Sachverstand in die-
sem Gremium brauchen, dann wäre das durchaus ein Weg, dies herbeizuführen, ohne 
das ganze Verfahren zu überbürokratisieren.  

Wenn ich gerade schon dran bin, nutze ich die Gelegenheit: Der Verwaltungsrat hat 
die Aufgabe der Kontrolle von Geschäftsführungen. Aus meiner Sicht wird dies durch 
das Gesetz nicht erleichtert. Was bleibt, ist das scharfe Schwert der Entlassung einer 
Geschäftsführung. Das ist in aller Regel unerfreulich. Die Hürde wird aber erhöht, von 
einer Mehrheit auf die Zweidrittelmehrheit. Das bedeutet: acht von elf. Es kann damit 
zu Situationen kommen, in denen der Antrag auf Abwahl einer Geschäftsführung mit 
sieben von elf Stimmen scheitert und die Geschäftsführung mit einem Verwaltungsrat 
vertrauensvoll zusammenarbeiten soll, in dem sieben Mitglieder gesagt haben: Eigent-
lich möchten wir dich loswerden. – Das ist meiner Ansicht nach kein vernünftiges Sze-
nario. Das darf nicht passieren. Das Gesetz legt es leider gerade ein bisschen darauf 
an. Ich glaube, dass dieses Zweidrittelquorum zu hoch ist.  

Angela Freimuth (FDP): Ich habe noch eine Nachfrage an die Arbeitsgemeinschaft 
der Studierendenwerke zu dieser Studierendenwerksvereinbarung. Sie haben gerade 
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gesagt, dass eine Verankerung im Studierendenwerksgesetz aus Ihrer Sicht sinnvoll 
sei. Haben Sie aus Ihrer Perspektive heraus weitere Anregungen, wie die Verantwor-
tung des Landes für die soziale Studierendeninfrastruktur sichergestellt werden kann 
und soll?  

Sebastian Böstel (Arbeitsgemeinschaft Studierendenwerke NRW): Ich meine, dass 
eine solche Vereinbarung schon ein erster großer Schritt wäre. So etwas hat es bislang 
nicht gegeben, es gäbe aber allen Beteiligten und Stakeholdern vor Ort Planungssi-
cherheit. Wir werden mit Sicherheit in den nächsten Jahren an dem einen oder ande-
ren Standort aufgrund sinkender Studierendenzahlen die eine oder andere unange-
nehme Entscheidungen treffen müssen. Wenn da das Land mit im Boot ist, ist das für 
alle Beteiligten hilfreich, um Entscheidungen vor Ort umsetzen zu können.  

Wenn man merkt, dass der erste Schritt funktioniert – das wäre dann ein Thema für 
die Evaluationsphase –, dann kann man auch weitergehend schauen, wo man noch 
weitere Sicherheit hineinbringen kann.  

Ich gehe fest davon aus, dass es auch zuwendungsrechtliche Gründe gibt, die dafür 
sprechen. Sicherlich würde es die Planungssicherheit der Studierendenwerke auch 
erhöhen, wenn nicht unter jedem Zuwendungsbescheid des allgemeinen Zuschusses 
der freundliche Satz steht, dass die Mittel nur unter dem Haushaltsvorbehalt auch im 
nächsten Jahr fließen können. Wahrscheinlich ist das eine Vorlage, die noch aus Zeiten 
der Schreibmaschine stammt und dann immer recycelt worden ist. Selbst da haben wir 
genau genommen schon keine Planungssicherheit, weil wir immer die Einschränkung 
für die Planung des nächsten Jahres haben: Kommt der Zuschuss, oder kommt er nicht?  

Dr. Hartmut Beucker (AfD): Herr Böstel, Sie regen in Ihrer Stellungnahme die Be-
rücksichtigung der besonderen Situation internationaler Studierender an. Das er-
scheint auf den ersten Blick durchaus sinnvoll. Würden Sie diese besondere Situation 
bitte noch etwas näher erläutern, und wäre es angesichts der Unbestimmtheit dieses 
Begriffs angebracht, einige Beispiele für diese Situation klarstellend in die Regelung 
aufzunehmen?  

Sebastian Böstel (Arbeitsgemeinschaft Studierendenwerke NRW): Es geht um 
junge Menschen, die zum Studieren nach Deutschland kommen. Aachen ist dafür mit 
Sicherheit ein Beispiel. Wir haben viele Menschen bei uns, die auch aus außereuro-
päischen Kulturkreisen kommen. Es ist für diese Menschen eine Herausforderung, 
wirklich sehr jung in eine komplett fremde Kultur, in eine komplett fremde Umgebung 
zu kommen.  

Wir merken auch im Beratungsbereich, dass diese Dinge auch uns vor Herausforde-
rungen stellen. Wir müssen in den Wohnheimen nach Möglichkeit eine gute Mischung 
der Menschen, die dort wohnen, der Herkunft, der Kulturen haben. Zurzeit fällt das an 
der einen oder anderen Stelle hintenüber.  

Wir merken, dass der Bedarf groß ist und viele Hochschulen verstärkt versuchen, Stu-
dierende aus dem Ausland für ihre Standorte zu gewinnen. Wir werden teilweise auch 
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mit Erwartungen wie in England konfrontiert: Man kommt hierhin und geht davon aus, 
dass alles geklärt und sicher ist und dass man einen Wohnplatz hat. Da ist Deutsch-
land eben anders als beispielsweise amerikanische oder englische Hochschulen. 
Diese Dinge müssen wir unserer Ansicht nach auch im Rahmen dieses Gesetzes be-
rücksichtigen.  

Raphael Tigges (CDU): Frau Probst, Sie haben sicherlich in Ihren Gremien auch über 
unsere Landesgrenzen hinaus Erfahrungswerte und sind gut vernetzt. So weiß ich es 
zumindest aus unseren Gesprächen, die wir schon geführt haben. Gibt es in Bezug 
auf die Änderungen, die wir vorsehen, in anderen Ländern vergleichbare Ambitionen, 
Gesetze so zu fassen, wie wir es hier tun? Gibt es Anregungen oder Best-Practice-
Beispiele, von denen Sie erfahren haben, die die Arbeit der Studierendenwerke und 
der unterschiedlichen Beteiligten optimieren könnten? Vermissen Sie hier etwas?  

Simone Probst (Sprecherin der Kanzlerinnen und Kanzler der Universitäten des 
Landes Nordrhein-Westfalen): Ich kann Ihnen dazu keine vernünftig verifizierte Ant-
wort geben, weil wir diese Abfrage zu Gesetzesvorhaben nicht gemacht haben.  

In den bundesweiten Kreisen der Kanzlerinnen und Kanzler wird die soziale Aufgabe 
der Studierendenwerke sehr viel diskutiert. Die Studierendenwerke machen für uns als 
Hochschulleitungen viele Probleme handhabbar. Es geht darum, einen möglichst gro-
ßen Einfluss der Studierenden in den Studierendenwerken zu haben.  

Ich entnehme der Diskussion, dass es wohl keine politische Absicht war, dass Studie-
rende verglichen mit dem jetzigen Zustand ins Hintertreffen geraten. Bei manchen Re-
gelungen kann dieser Eindruck entstehen. Ich kann nur sagen: Alle machen gute Er-
fahrungen, wo die Studierenden wirklich viel Einfluss haben. Die Dinge werden im 
Konsens beschlossen, auch in den Verwaltungsräten. Das gilt auch für so etwas wie 
die Erhöhung des Sozialbeitrags mit Rückendeckung der Studierenden. So etwas 
kann man nicht gegen die Studierenden beschließen.  

Insofern kann ich als Erfahrungswert zurückspiegeln: Viele Probleme könnten wir als 
Hochschulleitungen ohne die Studierendenwerke nicht lösen. Wir haben mit Blick auf 
das in den Studierendenwerken vorhandene Wissen – allein durch die BAföG-Beratung 
und Maßnahmen, auf armutsgefährdete Studierende aktiv zuzugehen – ein Interesse 
daran, dass die Studierenden einen hohen Einfluss haben. Die Studierendenwerke ma-
chen einen wirklich tollen sozialen Job, ohne den wir oft aufgeschmissen werden.  

Christin Siebel (SPD): Herr Böstel, wie bewerten Sie den Vorschlag, dass die Ge-
schäftsführungen dem Gremium zur Auswahl der externen Mitglieder angehören sol-
len, wobei aus der Gruppe der externen Mitglieder dann auch noch exklusiv die vorsit-
zende Person der Verwaltungsräte gewählt werden soll?  

Sebastian Böstel (Arbeitsgemeinschaft Studierendenwerke NRW): Ich würde Ihre 
Frage gerne zweiteilen. Zum ersten Teil: Ich denke, es entspricht auch ein bisschen 
der Lebenswirklichkeit, wenn Geschäftsführungen aufgrund ihrer Vernetzung vor Ort 
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eingebunden werden. Wir haben aber ganz bewusst gesagt, dass es letztendlich nicht 
über eine beratende Teilnahme hinausgehen kann. Bei allem anderen hätten auch wir 
als Geschäftsführungen gewisse Bauchschmerzen hinsichtlich der Compliance.  

Zum zweiten Punkt muss man klar sagen: Das ist letztendlich eine Entscheidung des 
Gesetzgebers. Da geht es um eine Struktur unserer Aufsicht. Da bin ich ganz pragma-
tisch: Das nehmen wir, wie es kommt.  

Julia Eisentraut (GRÜNE): Meine nächste Frage richtet sich noch einmal an die Ver-
waltungsratsvorsitzenden. Sie möchten gerne die Streichung, die Sie angesprochen 
haben, rückgängig machen. Wenn der Paragraf aus Ihrer Sicht so gut funktioniert, wie 
erklären Sie sich dann die Probleme, die jenseits der Finanzierung im ersten Gutach-
ten und auch im SODA-Gutachten inhaltlich vorgetragen werden? Wie gedenken Sie, 
die Probleme in den Verwaltungsräten in Zukunft anzugehen?  

Dr. Swantje Eibach-Danzeglocke (Verwaltungsrat des Studierendenwerks Aachen): 
Ich fange mal beim SODA-Gutachten an. Das SODA-Gutachten beschäftigt sich vor-
wiegend mit Fragen der Hochschulgastronomie, wo es um sehr viele externe Risiko-
faktoren geht, denen wir in den Verwaltungsräten und in den Geschäftsführungen nur 
reaktiv und gemeinschaftlich begegnen können. Dazu zählen Energiekrise, steigende 
Lebensmittelpreise, Ukraine-Krieg.  

Das funktioniert hervorragend, denn wir müssen zum Beispiel – das ist eine strategi-
sche Frage – in den Verwaltungsräten aufgrund der finanziellen Situation entscheiden, 
ob diese Kosten durch die Studierenden entweder im Umlagesystem durch die Erhö-
hung der Sozialbeiträge getragen werden oder durch die Erhöhung der Mensapreise 
und damit durch diejenigen, die das Essen in den Mensen nutzen. Es sind strategische 
und politische Fragen, die dort getroffen werden. Das funktioniert auch.  

Ich habe mit dem alten Gesetz keine schlechten Erfahrungen gemacht. Das sage ich 
noch einmal aus Aachener Sicht. Das HIS-HE-Gutachten haben wir aus Verwaltungs-
ratssicht so wahrgenommen, dass vorwiegend mit Aussagen von Geschäftsführungen 
gearbeitet wurde, und ich bin mir auch nicht sicher, ob das flächendeckend war. Es ist 
hinsichtlich der Governance ganz spannend, dass diejenigen, die beaufsichtigt werden 
sollen, sich damit selbst ein „Wünsch-dir-was“ zu Protokoll geben können und nicht die 
Situation an den einzelnen Standorten angeschaut wird und daraus Konsequenzen 
gezogen werden.  

Ich weise daher noch einmal darauf hin, dass wir an diesen Stellen und auch bei den 
Kompetenzen der Verwaltungsräte wirklich eine zustimmungspflichtige Liste brau-
chen, was durchaus auch woanders üblich ist. Ich spreche jetzt wieder nur aus Aache-
ner Sicht: Ich habe in der Vergangenheit die Erfahrung gemacht, dass es leicht pas-
sieren kann, dass eine Geschäftsführung den Verwaltungsräten Kompetenzen auf der 
fachlichen Ebene abspricht und ihnen damit auch Dinge nicht zur Verfügung stellt. Ich 
bin da ein gebranntes Kind, das gebe ich zu. Je mehr enthalten und auch besprechbar 
und einforderbar ist, umso besser ist es in Bezug auf die Aufsicht.  
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Ein Punkt, der meines Erachtens für die Aufsicht auch noch wichtig ist, ist die Frage 
der Zustimmungspflicht bei der Einstellung und Entlassung von leitenden Angestellten, 
also zum Beispiel Abteilungsleitungen. Das sind meiner Erfahrung zufolge erste Mar-
ker. Wenn es häufige Wechsel in einer Abteilung oder bei allen Abteilungsleitungen 
gibt, gibt es ein Problem mit der Leitungskompetenz. Und es gibt vielleicht auch ein 
Problem mit der Firmenkultur, wenn ich das Studierendenwerk mal so salopp als Firma 
bezeichnen darf. Ich meine, Verwaltungsräte können sehr viel daran absehen. Sie kön-
nen dann schauen – auch damit haben wir in Aachen Erfahrungen gemacht –, wie man 
die Profile in der Ausschreibung gemeinsam nachschärfen kann, um Kontinuität zu 
erlangen. Denn die Herausforderungen, vor denen die Studierendenwerke stehen, 
können wirklich nur mit einer stabilen zweiten Leitungsebene bewältigt werden.  

Angela Freimuth (FDP): Ich habe noch eine Frage, wobei ich gar nicht genau weiß, 
an wen ich sie sinnvollerweise richten soll. Herr Böstel, wahrscheinlich ist es bei Ihnen 
am passendsten.  

Der Gesetzentwurf weist die berühmte Aussage „Kosten: keine“ auf. Wir haben in der 
Anhörung von Ihrer Seite durchaus Bestätigung zu den neuen Auswahlverfahren so-
wie zu den Anforderungen an Schulungen, an Gremienprozesse und an Evaluationen 
gehört. Vor diesem Hintergrund frage ich, ob diese Aussage, dass es keine Kosten 
gibt, auch aus Sicht der Studierendenwerke zutreffend ist. Klassischerweise bezieht 
sich der Satz nur auf den Landeshaushalt, aber für die Studierendenwerke vermag ich 
mir das nicht vorzustellen. 

Sebastian Böstel (Arbeitsgemeinschaft Studierendenwerke NRW): Einen Teil Ih-
rer Frage haben Sie dankenswerterweise selbst beantwortet, Frau Freimuth, weil ich 
es auch so verstanden habe, dass es sich auf den Landeshaushalt bezieht.  

Natürlich entstehen bei den Studierendenwerken Kosten, aber letztendlich ist das 
Thema „Schulung“ ureigenes Interesse des Studierendenwerks und auch der Ge-
schäftsführung. Denn je besser das Aufsichtsgremium fachlich aufgestellt ist, desto 
einfacher ist es für einen Geschäftsführer, eine Geschäftsführerin, sich in einem sol-
chen Umfeld zu bewegen, sodass man gemeinsam Entscheidungen treffen und Dinge 
diskutieren kann. Ich stelle es mir sehr schwierig vor, mit Menschen zu diskutieren, bei 
denen man jedes Mal bei fachlich komplexeren Themen – zum Beispiel, wenn es um 
Bauprojekte im zweistelligen Millionenbereich geht – jedes Mal wieder bei null anfan-
gen müsste.  

Meiner Meinung nach ist es ein allgemeines Thema, nicht nur ein Thema für das Stu-
dierendenwerksgesetz. Sie finden es auch generell unter den Stichworten „Good 
Governance“ und „Compliance“: Welche Erfahrungen, welche Schulungen, welche 
Kenntnisse müssen Aufsichtsratsmitglieder generell, auch in gemeinnützigen Organi-
sationen, mitbringen? Das Thema „Schulung“ gehört letztendlich ganz automatisch 
dazu.  

Es wären also ganz klar notwendige Kosten, die wohl aus Sicht aller Studierenden-
werke durchaus zu vertreten wären, solange es wirtschaftlich vertretbare Schulungen 
sind, und diesbezüglich sind wir wirklich Fachleute.  
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Dr. Hartmut Beucker (AfD): Seitens der AfD-Fraktion habe ich keine Frage mehr. 

Raphael Tigges (CDU): Ich habe eine Frage an Frau Boeck-Heuwinkel. Wenn man 
Ihre Stellungnahme liest, könnte man meinen, dass alles so bleiben solle, wie es ist. 
Alles sei gut; es gebe keinen Änderungsbedarf. Ich frage daher: Welche Chancen ver-
binden Sie mit dem HIS-HE-Gutachten und dem daraus resultierenden Gesetzentwurf, 
den wir nun vorlegen? Welche konkreten Vorschläge würden Sie unterbreiten, um die 
Situation aus Ihrer Perspektive zu verbessern?  

Johanna Boeck-Heuwinkel (Sprecherin der Kanzlerinnen und Kanzler der Kunst- 
und Musikhochschulen NRW): Wir sind zu diesen Änderungen des Studierenden-
werksgesetzes so ein bisschen wie die Jungfrau zum Kind gekommen. Die Kompetenz 
für die Studierenden in Düsseldorf liegt beim Verwaltungsrat; bei meiner Kollegin.  

Welche Chancen sehen wir bei dem Gesetzentwurf? Wir haben uns erst einmal darauf 
konzentriert, die Kritik aufzugreifen, dass die Studierenden geschwächt werden sollen. 
Wir haben vor allen Dingen die Schwierigkeit bei den Kunst- und Musikhochschulen – 
das haben wir auch in der Stellungnahme herausgearbeitet –, dass wir oft ein bisschen 
abseits liegen. Das gilt nur für wenige Standorte nicht, die wirklich sehr gut ausgestat-
tet sind und auch an einem Campus einer großen Universität angesiedelt sind, zum 
Beispiel Münster. Die haben nicht dieselben Probleme wie wir an kleinen Hochschulen.  

Wir haben uns darauf konzentriert, dass wir nicht wegkippen dürfen. Uns darf man 
nicht am Ende der Kette vergessen. Wenn die Studierenden im Verwaltungsrat nicht 
mehr so große Einflussmöglichkeiten haben, dann haben wir noch viel größere Prob-
leme, unsere Interessen durchzusetzen.  

Ich kenne das von einigen Kolleginnen, auch bei uns an der Kunstakademie Düssel-
dorf. Wir haben zum Beispiel keine schöne Salatbar. Das sind kleine Dinge, die aber 
für die Studierenden unheimlich wichtig sind. Wir können natürlich sagen, dass sie 
doch in Altstadt gehen könnten, da kostet aber die Salatbar 10 Euro und nicht 3,50 
Euro. Wir liegen mit unseren Angeboten an den Standorten schon ziemlich weit hinten.  

Des Weiteren ist auch von meiner Kollegin Frau Probst gesagt worden, dass die Kom-
petenzen der Studierendenwerke sehr geschätzt werden, zum Beispiel die BAföG-Be-
ratung, die psychologische Beratung, die Erstberatung. Wir profitieren aber nicht wirk-
lich von den Angeboten, die sich an Universitäten ansiedeln. Studierendenwerke sind 
in der Regel im Campusbereich angesiedelt. Wir haben immer die Schwierigkeit, dass 
unsere Studierenden dann diesen langen Weg dorthin nicht finden. Für uns kleine 
Hochschulen wäre interessant, viel stärker auch Beratungsangebote bei uns vor Ort 
anzubieten, sodass unsere Studierenden nicht Wege von mehreren Kilometern gehen 
müssen.  

Das ist unser Blickwinkel. Wenn ein solches Gesetz schon geändert werden soll, könn-
ten diese sozialen Aspekte berücksichtigt werden. Vielleicht kann man das bei einem 
folgenden Gesetzentwurf berücksichtigen, sodass auch kleine Standorte nicht einfach 
hintenüberfallen. Diese Chance sehe ich immer in Gesetzentwürfen.  
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Konkrete Vorstellungen habe ich, denke ich, gerade ganz lebendig genannt. Wir möch-
ten gerne von den Studierendenwerken stärker vor Ort betreut werden. Darauf den 
Fokus zu legen und die kleinen Hochschulen bei Veränderungen stärker einzubezie-
hen, wäre wünschenswert.  

Christin Siebel (SPD): Frau Bischoff, in diversen Stellungnahmen wird kritisiert, dass 
Governance-Reformen ohne veränderte Finanzierungsstrukturen wenig bringen. Sie 
haben das in Ihrer Stellungnahme besonders deutlich formuliert. Können Sie das bitte 
noch etwas genauer ausführen? Warum ist diese Finanzierungsfrage angesichts der 
Herausforderungen der Studierendenwerke so wichtig?  

Samira Bischoff (Landes-ASten-Treffen NRW): Ich habe zu Beginn schon deutlich 
gemacht – das geht auch aus unserer Stellungnahme sehr klar hervor –, dass dauer-
haft erhöhte Landeszuschüsse für die Studierendenwerke, wie sie auch im Koalitions-
vertrag geplant waren, natürlich dazu führen würden, dass sich die Situation vor Ort 
vor allem für die Studierenden verbessern würde. Mit mehr finanziellen Mitteln sind die 
Studierendenwerke handlungsfähiger, insbesondere wenn diese finanziellen Mittel nicht 
mehr weiterhin von den Studierenden getragen werden, die ohnehin eine hohe finanzi-
elle Belastung tragen, sondern wieder stärker vom Land, wie es auch schon mal war.  

Dazu haben wir konkrete Zahlen in unserer Stellungnahme. Das Verhältnis, wer tat-
sächlich den Hauptteil der Finanzierung der Studierendenwerke trägt, hat sich in den 
letzten 30 Jahren stark gewandelt. Das war mal das Land, es sind mittlerweile ganz 
eindeutig die Studierenden. Mit mehr finanziellen Mitteln können Studierendenwerke 
handlungsfähiger, zukunftsorientierter arbeiten. Das ist klar. Und dass mehr finanzielle 
Mittel nicht von den Studierenden kommen können, weil diese das Geld schlichtweg 
nicht besitzen, ist, denke ich, auch klar. Daher gibt es aus unserer Perspektive nur eine 
Stelle, von der diese erhöhten finanziellen Mittel kommen können, und das ist das Land.  

Julia Eisentraut (GRÜNE): In dieser Runde herrscht, glaube ich, Einigkeit über die 
Frage der stabilen Finanzierung, weshalb wir die Studierendenwerksvereinbarung 
schon im Plenum beschlossen haben. Auch in dem Gesetzentwurf sagen wir ganz 
klar, dass eine Kostenerhöhung für Studierende diese vor große Probleme stellt. Des-
halb ist das Ziel, dies insgesamt zu verhindern.  

Meine Frage richtet sich an Frau Boeck-Heuwinkel. Sie haben es selbst gesagt: Häufig 
sind Kunst- und Musikhochschulen nicht an den Verwaltungsräten beteiligt, weil es deut-
lich kleinere Standorte sind. Ein Weg, dies zu ändern, ist die Idee, dass in Zukunft die 
Studierendenparlamente der Kunst- und Musikhochschulen die externen Mitglieder mit-
wählen dürfen und so stärker vertreten werden als bisher. Warum sehen Sie darin trotz-
dem eine Schwächung der Studierendenparlamente der Kunst- und Musikhochschulen, 
wenn diese jetzt erstmalig die externen Mitglieder mitwählen dürften, während sie bisher 
häufig in den Verwaltungsräten der Studierendenwerke gar nicht vertreten sind?  
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Johanna Boeck-Heuwinkel (Sprecherin der Kanzlerinnen und Kanzler der Kunst- 
und Musikhochschulen NRW): Ich habe mich mit meinem AStA-Vorsitzenden unter-
halten: Er kannte die Gesetzesänderung gar nicht.  

(Zuruf von Julia Eisentraut [GRÜNE]) 

Das ist leider so. Der Kommunikationsfluss an die ASten vor Ort ist nicht gegeben. 
Insofern kann ich diese Frage nicht beantworten, weil ich sie mit unserem AStA-Vor-
sitzenden nicht erörtern konnte.  

Ich finde es schade, dass in der Kürze auch keine Stellungnahme gemeinsam mit un-
serem AStA-Vorsitzenden möglich war. Deshalb kann ich Ihnen zurzeit nur diese Ant-
wort geben. Ich kann Ihnen gerne eine ausführlichere Antwort nachliefern, aber zum 
jetzigen Zeitpunkt kann ich dazu weiter nichts sagen.  

Vorsitzender Dr. Hartmut Beucker: Von Frau Freimuth für die FDP-Fraktion und von 
mir für die AfD-Fraktion gibt es in dieser Runde keine Fragen. 

Raphael Tigges (CDU): Herr Böstel, würden Sie ein Monitoring des Gesetzes emp-
fehlen, sodass man mit Ablauf der Zeit sieht, wie es sich entwickelt und wie das Gesetz 
wirkt? Falls ja: Wann und in welcher Form sollte ein erneutes Gutachten oder eine 
Evaluierung des jetzigen Gutachtens erfolgen? Mit welchem Zeitlauf könnte man abse-
hen, ob es effektiv gewirkt hat?  

Sebastian Böstel (Arbeitsgemeinschaft Studierendenwerke NRW): Ein Zeitraum 
von vier, fünf Jahren ist meiner Meinung nach der richtige. Ich halte es außerdem für 
richtig, den Weg zu gehen, nicht ein komplett neues Gutachten zu schrieben, sondern 
das HIS-HE-Gutachten mit dem abzugleichen, was im Gesetz steht und was vor Ort 
erreicht worden ist. Das wäre aus meiner Sicht der richtige Weg. Das wäre auch für 
alle Beteiligten hilfreich. Ich fände es gut, im Sinne eines gewissen Qualitätsmanage-
ments eine solche Regelschleife einzubauen.  

Dr. Bastian Hartmann (SPD): Ich habe noch eine Frage an Frau Dr. Eibach-Danzeglo-
cke oder Herrn Schick; je nachdem, wer antworten will. Wir haben jetzt schon ein paar-
mal über den Besetzungsprozess für die drei Externen gesprochen. Würden Sie aus 
Ihrer Sicht bitte noch einmal kommentieren, als wie praktikabel Sie das Verfahren ein-
schätzen? Wie bewerten Sie die deutliche Einflussnahme durch das Ministerium in 
diesem Prozess?  

Sebastian Schick (Verwaltungsrat des Studierendenwerks Münster): Auch wir äu-
ßern uns in unserer Stellungnahme relativ kritisch zu diesem Besetzungsprozess.  

Es betrifft die schon von Ihnen angerissenen zwei Ebenen. Das eine ist die Praktika-
bilität. Dazu hat das Landes-ASten-Treffen schon ausgeführt: Es müssen gegebenen-
falls neun Studierendenparlamente abstimmen, aber deren Ergebnis kann nachher 
durch das Ministerium ohne große Hürde ersetzt werden, falls es abgelehnt wird.  
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Es ist einfach ein sehr langer Prozess, bei dem wir uns auch fragen, wer sich einem 
solchen Verfahren stellt. Es muss eine externe Person gefunden werden, die sich ei-
nem Verfahren stellt, in dem sie von einem Auswahlgremium aufgestellt wird, das sie 
dann wählen muss, woraufhin neun Studierendenparlamente zustimmen – oder auch 
nicht. Man muss sich erst einmal trauen, dieses Verfahren zu starten.  

Zum anderen sehen auch wir den Einfluss des Ministeriums kritisch. Wir verstehen, 
dass man sicherstellen möchte, dass die Externen wirklich mit Expertise ausgestattet 
sind. Deswegen begrüßen wir auch die Erhöhung der Anzahl externer Mitglieder. Al-
lerdings kann dies auch durch eine Normierung der mitzubringenden Kompetenzen 
oder – so wird es durch das Ministerium bisher gehandhabt – über eine Rechtsaufsicht 
stattfinden. Deswegen leuchtet es uns nicht ein. Das Landes-ASten-Treffen hat vorge-
schlagen, dass die Externen weiterhin vom Verwaltungsrat gewählt werden können. 
Das können wir uns ebenfalls weiterhin sehr gut vorstellen.  

Wenn man nicht möchte, dass sich ein Gremium fast zu einem Drittel kooptiert, kann 
man sich auch vorstellen, es wirklich an die Studierendenparlamente zu geben, und 
zwar nicht so, dass sie zustimmen können oder auch nicht, und am Ende entscheidet 
es das Ministerium, sondern man könnte gerade kleine Studierendenparlamente stär-
ken, indem man einzelnen Studierendenparlamenten das Wahlrecht für einzelne die-
ser Posten gibt, wie auch jetzt bei den studentischen Mitgliedern. So könnte eine kleine 
Hochschule, die vielleicht keinen Platz für ein studentisches Mitglied bekommen hat, 
ein externes Mitglied wählen – und dann wählen die es auch, und da redet denen 
keiner rein. Das wäre für uns eine weitere praktikable Lösung.  

Falls man an dem Gremium so festhalten möchte, muss auch aus unserer Sicht die 
Geschäftsführung raus sein bzw. zumindest kein Stimmrecht haben. Auch das Dop-
pelstimmrecht des MKW schon im Besetzungsprozess erscheint mir, wenn man es 
aus einer kollegialen Perspektive und mit Blick auf die Zusammenarbeit in dem Gre-
mium betrachtet, nicht besonders zielführend. Wir schlagen vor, dass man die Ge-
schäftsführungen gegebenenfalls durch die externen Verwaltungsratsmitglieder bzw. 
die Vorsitzenden ersetzen könnte, die dann die Aufgabe, die angedacht war, wahrneh-
men können. Sie bringen die Perspektive mit, was man vor Ort braucht. Studierenden-
werke sind ja auch sehr unterschiedlich aufgebaut. Sie könnten sagen, welche Leute 
schon im Verwaltungsrat sind und welche Expertise dazugeholt werden soll. Ich 
glaube, diese Aufgabe kann sehr gut auch durch andere Mitglieder als durch die Ge-
schäftsführung wahrgenommen werden. 

Dr. Swantje Eibach-Danzeglocke (Verwaltungsrat des Studierendenwerks Aachen): 
Ich würde gerne eine Kleinigkeit ergänzen; denn das Verfahren ist sehr komplex, und 
die Frage der Praktikabilität steht im Raum. Wir waren uns schon intern nicht sicher, 
ob wir § 5 Abs. 5 richtig verstanden haben. Brauchen wir sechs externe Mitglieder, 
also drei plus Ersatzmitglieder, oder greift im Fall des Ausscheidens der vorletzte Satz, 
dass das Auswahlverfahren der Absätze 2 bis 2c Anwendung findet?  

Wir haben heftig miteinander diskutiert, auch Herr Schick und ich. Wir würden darum 
bitten – egal, wie es gemeint ist –, auf jeden Fall Rechtssicherheit zu schaffen. Wir 
raten aber sehr dringend dazu, nicht von Anfang an drei plus drei externe Mitglieder 
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suchen zu müssen, denn es ist nicht sehr attraktiv, vor der Wahl durch neun Studie-
rendenparlamente zu tingeln. Für Menschen, die vielleicht nicht ins Amt kommen, ist 
das vielleicht sogar rufschädigend.  

Vorsitzender Dr. Hartmut Beucker: Ich sehe noch Fragen bei der CDU- und bei der 
SPD-Fraktion. 

Raphael Tigges (CDU): Herr Becker, in Ihrer Stellungnahme haben Sie erwähnt, dass 
grundsätzlich die stärkere Einbildung externer Sachverständiger in die Verwaltungs-
räte unterstützt wird. Sie kritisieren jedoch, dass für deren Vergütung keine landesweit 
einheitlichen und transparenten Standards vorgesehen sind, sodass es sehr unter-
schiedliche Vergütungsstrukturen gibt.  

Sie fordern eine Orientierungsleitlinie ein bzw. wünschen sich diese. Woran könnte 
sich diese ausrichten? Was wäre die Grundlage einer solchen Orientierungsleitlinie? 
Woran sollte es sich bemessen? Ich habe noch nicht ganz verstehen können, woran 
man das dann misst bzw. an welchen Kriterien man es aufhängt. Können Sie mir dazu 
noch etwas Klarheit geben?  

Markus Becker (Landespersonalrätekonferenz Studierendenwerke NRW): Nein. 
Der Hintergrund dieses Einwandes liegt in Folgendem. Wir sind auch über die Formu-
lierung „Kosten: keine“ gestolpert und sind davon ausgegangen, dass es um den Lan-
deshaushalt geht und nicht um die einzelnen Studierendenwerke. Bei diesen ist natür-
lich einen Kostenfaktor vorhanden, der eigentlich noch gar nicht benannt ist.  

Wir reden über Externe, wir reden über Fachwissen. Wir waren uns in den Vorgesprä-
chen hier im Haus schon einig, dass das natürlich auch eine gewisse Vergütung mit 
sich bringt. Wir haben bei den Studierendenvertretern in Bezug auf die BAföG-Sätze 
geregelt, dass Aufgaben nach bestimmten Sätzen vergütet werden, in diesem Bereich 
haben wir das aber nicht. Wir haben die Sorge, dass es, wenn es keine Handlungsleit-
linie bzw. keine Orientierungshilfe gibt, eine gewisse Spanne bei der Vergütung geben 
kann.  

Für uns ist schwierig zu verstehen, ob das so gewünscht ist. Im Fußballgeschäft heißt 
es: Wenn ich mir gute Spieler kaufe, muss ich auch viel investieren, und ich kann mir 
gute Spieler nur kaufen, wenn ich bereit bin, zu investieren. – Sollte man nicht vielmehr 
eine Vergleichbarkeit und Transparenz herstellen, wenn wir doch auch zum Beispiel 
über die Gutachten feststellen, dass wir vergleichbar sein wollen?  

Ich würde Ihnen gerne eine Lösung präsentieren. Die habe ich aber nicht. Ich möchte 
nur dazu anregen, darüber nachzudenken, ob es sinnvoll wäre, so etwas irgendwo zu 
deckeln, zu binden oder zumindest einen Handlungsspielraum oder eine Orientie-
rungshilfe zu geben, sodass man weiß, in welchem Rahmen man sich bewegt.  

Christin Siebel (SPD): Meine Frage geht an Herrn Hansen von ver.di. Können Sie 
uns alternative Formen der Zusammenarbeit der Studierendenwerke benennen?  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 25 - APr 18/1243 

Wissenschaftsausschuss  03.06.2026 
55. Sitzung (öffentlich) exn 
 
 
Dirk Hansen (ver.di): In den Gutachten werden verschiedene Baustellen identifiziert, 
die zum Teil äußerst tiefgreifend sind. In dem zweiten Gutachten des HIS werden vor 
allem die Verwaltungsräte und die Governance-Strukturen als Problem identifiziert.  

Ich finde, das ist der zweite Schritt vor dem ersten. Schon jetzt lässt das bestehende 
Studierendenwerksgesetz zu, dass das Ministerium einzelne Aufgaben der Studieren-
denwerke gestalten kann. Das ist in § 1 Abs. 4 zu finden. Auch darüber gibt es also 
Möglichkeiten, strukturelle Veränderungen vorzunehmen, Synergieeffekte zu bilden, 
Effizienzen zu bündeln, um zu einer gelingenden Aufgabenwahrnehmung der Studie-
rendenwerke beizutragen.  

Es wundert sehr, dass dieses Instrument noch nicht ausgeschöpft worden ist, sondern 
jetzt tiefgreifend in die Mitbestimmungsrechte der Verwaltungsräte eingegriffen wer-
den soll. Im engeren Sinne soll auch in die Mitbestimmungsrechte der Studierenden 
als Nutzerinnen und Finanziers sowie der Beschäftigten als Produzent*innen einge-
griffen werden. Wir wünschen uns daher eine stärkere Fokussierung auf das jetzt 
schon gesetzlich mögliche Handeln, bevor Dinge übers Knie gebrochen werden.  

Vorsitzender Dr. Hartmut Beucker: Fragebedarf signalisiert mir nur noch die SPD-
Fraktion. 

Dr. Bastian Hartmann (SPD): Da die Gutachten noch einmal Thema geworden sind, 
möchte ich die Verwaltungsratsvorsitzenden fragen, wie Sie diese Gutachten einschät-
zen. Haben sie mit Blick auf die Governance-Strukturen Hand und Fuß? Ist das aus 
Ihrer Sicht eine gute Arbeitsgrundlage?  

Dr. Swantje Eibach-Danzeglocke (Verwaltungsrat des Studierendenwerks Aachen): 
Aus Sicht der Verwaltungsräte kann ich zumindest das HIS-HE-Gutachten betreffend 
nur mit „Nein“ antworten. Aus unserer Sicht entbehrt es wirklich der wissenschaftlichen 
Grundlage, wie gefragt wurde, wie nicht gefragt wurde. Bei den Formulierungen klin-
geln mir manchmal die Ohren. Ich höre Worte oder Sätze aus früheren Zeiten, die 
können nicht eingeflossen sein. Da waren Geschäftsführungen der Meinung, Verwal-
tungsräte seien Laienspielgruppen. Das haben wir an vielen Stellen häufig widerlegt. 
Das passt für mich überhaupt nicht zusammen mit unserer Realität in den Verwal-
tungsräten. Diese Gutachten sind an der Stelle nicht geeignet.  

Sollte man aber umgekehrt annehmen wollen, sie wären geeignet, dann würde aus 
unserer Sicht die Therapie nicht zur Diagnose passen. Sollte die Diagnose richtig sein, 
ist die Therapie falsch. Wir sind aber noch nicht einmal davon überzeugt, dass die 
Diagnose richtig ist.  

Dr. Bastian Hartmann (SPD): Ich habe noch eine Frage an Frau Bischoff, also an die 
Studierenden; man kann ja sagen, dass die Studierendenwerke die Werke der Studie-
renden sind. Jetzt haben wir viel über Lösungen und über Therapie und Diagnose ge-
sprochen. Sie haben auch über die Finanzen gesprochen. Sie können auf meine Frage 
ganz kurz antworten: Löst dieses Gesetz irgendeines der Probleme, die Sie haben?  
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Samira Bischoff (Landes-ASten-Treffen NRW): Direkt nicht.  

Vorsitzender Dr. Hartmut Beucker: Ich schaue in die Runde: Gibt es weitere Fragen? – 
Das ist nicht der Fall.  

Dann sind wir am Ende der Anhörung angelangt.  

Ich danke unseren Gästen, dass Sie hierhergekommen sind, unsere Fragen beant-
wortet haben und sich unserem Wissensbedürfnis gestellt haben. Sie haben auch ge-
wisse Pointierungen Ihrer Stellungnahmen vorgenommen. Das ist extrem wertvoll für 
die Gesetzgebungstätigkeit, die uns obliegt.  

Das Protokoll der Anhörung wird im Internetangebot des Landtags abrufbar sein. Nach 
Vorlage des Protokolls befasst sich der Ausschuss weiter mit dem Gesetzentwurf und 
wird das Weitere veranlassen.  

Ich wünsche Ihnen allen eine gute Rückreise.  

Den Wissenschaftsausschuss berufe ich für heute, 16:00 Uhr, zu seiner nächsten Sit-
zung ein.  

Die Sitzung ist geschlossen.  

gez. Dr. Hartmut Beucker 
Vorsitzender 

Anlage 
15.06.2026/15.06.2026 
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